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A. Problem 

Die Wirtschaftsbeziehungen der Gemeinschaft zu den Entwick- 
lungsländern sollen verbessert werden. 


B. Lösung 

Zu diesem Zweck gewährt die Gemeinschaft den Entwicklungs- 
ländern Zollpräferenzen, die jährlich überprüft werden. Die 
Kommission hat jetzt dem Rat ihre Vorschläge für allgemeine 
Zollpräferenzen für das Jahr 1975 vorgelegt. 


C. Vorschlag 

Zustimmung 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Warnke 


Der Vorschlag der EG-Kommission wurde vom 
Präsidenten des Deutschen Bundestages am 18. Sep- 
tember 1974 dem Ausschuß für Wirtschaft zur Be- 
ratung überwiesen. 

Die Europäische Gemeinschaft gewährt den Ent- 
wicklungsländern zur Erleichterung ihres Warenaus- 
tausches mit den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
Erleichterungen für Importe von landwirtschaftlichen 
Verarbeitungserzeugnissen und gewerblichen Haib- 
und Fertigwaren in die Gemeinschaft. Während im 
Agrarbereich produktbezogene Zollvorteile vorge- 
sehen sind, wird im industriellen Sektor Zollfreiheit 
für Halb- und Fertigwaren im Rahmen von Pla- 
fonds zugestanden. 

Die Gewährung dieser allgemeinen Präferenzen 
zugunsten der Entwicklungsländer ist ein wesent- 
licher Faktor einer gemeinsamen Politik der Ge- 
meinschaft gegenüber den Ländern der dritten Welt, 
die der Ausschuß im Grundsatz unterstützt. Er hält 
es aber im Hinblick auf die veränderten Verhält- 
nisse auf den Erdöl- und Rohstoffmärkten für erfor- 
derlich, diese Politik stärker im Interesse der wirk- 
lich notleidenden Länder zu differenzieren. 

Der Ausschuß bittet deshalb die Bundesregierung, 
bei den noch ausstehenden Beratungen in Brüssel 
zu überprüfen, ob und in welchem Ausmaß eine 
solche Differenzierung möglich ist. 

Die Hilfen werden seit dem 1. Juli 1971 gewährt. 
Sie werden jährlich mit dem Ziel der ständigen Ver- 
besserung überprüft, wobei jedoch spezielle Rege- 
lungen für besonders empfindliche Waren sowie das 
Verfahren für die Ursprungsregelung verhindern 
sollen, daß die gewährten Hilfen sensible Branchen 
in der Gemeinschaft belasten. Im vergangenen Jahr 


wurden die Plafonds für die zollfreie Einfuhr von 
Halb- und Fertigwaren um 40 °/o aufgestockt. Für 
das Jahr 1975 schlägt die Kommission vor 

— im Agrarbereich die Produktenliste zu erweitern 
und die Zollpräferenzspannen zu erhöhen 

— für den gewerblichen Bereich die Plafonds um 
durchschnittlich 15 % aufzustocken und das Ein- 
fuhrverfahren zu vereinfachen. 

Die Kommission wird ihre Vorschläge für den 
Textilbereich zu einem späteren Zeitpunkt übermit- 
teln. 

Außerdem schlägt die Kommission zur besseren 
Ausnutzung der Kontingente im gewerblichen Be- 
reich die Bildung einer Gemeinschaftsreserve mit 
unbegrenzten Ziehungspflichten und Rückgaberech- 
ten vor. 

Eine solche Regelung kann nach Auffassung des 
Ausschusses dazu führen, daß die Bundesregierung 
im Einzelfall statt 27,5 °/o 100 °/o eines Kontingents 
übernehmen müßte. Im Interesse der heimischen In- 
dustrie hat der Ausschuß gegen die Bildung einer 
Gemeinschaftsregelung in der vorgesehenen Form 
grundsätzliche Bedenken. Er fordert die Bundes- 
regierung auf, bei den weiteren Beratungen in Brüs- 
sel eine derartig weitgehende Reserveregelung ab- 
zulehnen. 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß die 
vorgeschlagenen Verbesserungen der Präferenzrege- 
lungen zugunsten der Entwicklungsländer der deut- 
schen Wirtschaft nicht schaden. 

Namens des Ausschusses bitte ich das Hohe Haus, 
von dem Kommissionsvorschlag Kenntnis zu neh- 
men. 


Bonn, den 9. Oktober 1974 


Dr. Warnke 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Vorschlag der Kommission * — - Drucksache 7/2429 — Kenntnis zu 
nehmen, 

2. die Bundesregierung aufzufordern, 

a) bei den weiteren Beratungen in Brüssel zu überprüfen, ob und inwieweit 
die Politik der Gemeinschaft gegenüber den Entwicklungsländern den ver- 
änderten Verhältnissen auf den Erdöl- und Rohstoffmärkten angepaßt wer- 
den kann, 

b) der Bildung einer Gemeinschaftsreserve in der vorgesehenen Form nicht 
zuzustimmen. 


Bonn, den 9. Oktober 1974 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes 

Vorsitzender 


Dr. Warnke 

Berichterstatter 
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